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Einleitung





§  1: Vorbemerkungen

Der Gläubiger einer Gesamtschuld wurde von Heck einprägsam, wenn doch 
vielleicht etwas unglücklich als „juristischer Pascha“ umschrieben.1 Er kann 
nach seinem Belieben die einzelnen Gesamtschuldner ganz oder teilweise in 
Anspruch nehmen. Verlangt der Gläubiger von einem Gesamtschuldner die 
ganze Leistung oder mehr als den auf diesen Gesamtschuldner entfallenden An-
teil, steht dem leistenden Gesamtschuldner gegenüber den übrigen Gesamt-
schuldnern ein Rückgriffsrecht zu. Mit der Einräumung der Paschastellung des 
Gläubigers korrespondiert damit zugleich eine Rückgriffsmöglichkeit des von 
dem Gläubiger in Anspruch genommenen Gesamtschuldners. Das Rückgriffs-
recht soll eine gerechte Lastenverteilung im Innenverhältnis zwischen den Ge-
samtschuldnern herstellen.2 Im deutschen Recht ist der Gesamtschuldnerrück-
griff in §  426 BGB geregelt. Dem leistenden Gesamtschuldner wird in Abs.  1 
ein originärer Ausgleichsanspruch zugesprochen. Daneben geht nach Abs.  2 die 
Gläubigerforderung zu Rückgriffszwecken auf ihn über (übergeleitete Gläubi-
gerforderung). Auch in den übrigen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen fin-
den sich vergleichbare Rückgriffsrechte.3

Die rechtliche Bewältigung der Gesamtschuld und des Gesamtschuldner-
rückgriffs bereitet schon innerhalb des deutschen Rechts Schwierigkeiten. An-
gesprochen sei nur der fortwährende Streit um ein ungeschriebenes Tatbe-
standsmerkmal der Gesamtschuld4 oder die Behandlung der gestörten Gesamt-
schuld5. Liegt der Gesamtschuld ein internationaler Sachverhalt zugrunde, 
müssen für den Gesamtschuldnerrückgriff zudem das anwendbare Recht einer-

1  Heck, Grundriß des Schuldrechts, §  76 4a.
2  Vgl. hierzu und zu den weiteren Funktionen des Gesamtschuldnerrückgriffs Teil 1 §  1: 

C. IV.
3  Vgl. hierzu Teil 1 §  1: C. III.
4  Vgl. hierzu nur die Darstellung bei Bydlinski, in: MünchKomm, BGB, §  421 Rdnr.  9 ff. 

mit weiteren Nachweisen.
5  Vgl. hierzu die Darstellung bei Bydlinski, in: MünchKomm, BGB, §  426 Rdnr.  7 ff. Für 

die kollisionsrechtliche Behandlung der gestörten Gesamtschuld, vgl. monographisch Kühn, 
Gestörte Gesamtschuld.
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seits und die internationale Zuständigkeit für die Rückgriffsklage andererseits 
bestimmt werden. 
Für die Ermittlung des anwendbaren Rechts finden sich in Art.  16 Rom I-VO 

und Art.  20 Rom II-VO entsprechende Kollisionsnormen.6 Die Entscheidungs-
zuständigkeit für eine Rückgriffsklage des leistenden Gesamtschuldners ist da-
gegen in der Regel der EuGVVO zu entnehmen.7 Die EuGVVO enthält keine 
explizite Regelung über den Gerichtsstand von Klagen aus Gesamtschuldner-
rückgriff. Für diese Klage kommt zwar der allgemeine Gerichtsstand in Be-
tracht. Ob daneben aber auch eine Klagemöglichkeit an einem besonderen Ge-
richtsstand wie dem Vertrags- oder Deliktsgerichtsstand besteht, hängt davon 
ab, ob die dem Gesamtschuldnerrückgriff dienende Klage Art.  7 Nr.  1 oder 
Nr.  2 EuGVVO zugeordnet werden kann. Haften die Gesamtschuldner gegen-
über dem Gläubiger jeweils auf einer vertraglichen bzw. deliktischen Grundla-
ge, mag die Zuordnung noch einfach erscheinen. Den Rückgriff unter vertrag-
lich haftenden Gesamtschuldnern wird man wohl dem Vertragsgerichtsstand, 
den Rückgriff unter deliktisch haftenden Gesamtschuldner dem Deliktsge-
richtsstand zuschlagen können. Aber warum sollte in diesen Konstellationen 
der Vertrags- bzw. Deliktsgerichtsstand einschlägig sein? Schwierigkeiten be-
reitet die Zuordnung inbesondere dann, wenn die Gesamtschuldner gegenüber 
dem Gläubiger aufgrund unterschiedlicher Rechtsgrundlagen haften, wenn also 
die Haftung des einen Gesamtschuldners vertraglicher, die des anderen Ge-
samtschuldners deliktischer Natur ist. Kommt es etwa bei einem von einer Spe-
dition durchgeführten internationalen Transport zu einer Beschädigung von 
Waren, können vertragliche Ansprüche des Eigentümers gegen die Spedition 
mit deliktischen Ansprüchen gegen den Unfallverursacher oder den Fahrer kon-
kurrieren. Ist, nach Inanspruchnahme eines der beteiligten Gesamtschuldner, 
die Rückgriffsklage im Innenverhältnis nun am Vertrags- oder am Deliktsge-
richtsstand zu erheben und wovon hängt die Antwort hierauf ab? Relevant wird 
die Frage nicht zuletzt auch in Fällen einer kartellrechtlichen Schadensersatz-
haftung mehrerer international agierender Kartellanten8 oder in den sich stetig 

6  Monographisch hierzu Behrens, Gesamtschuldnerausgleich; Kühn, Gestörte Gesamt-
schuld.

7  Soweit der Anwendungsbereich der Verordnung reicht, verdrängt sie die nationalen Zu-
ständigkeitsvorschriften wie z. B. die der ZPO. Die Verordnung genießt Anwendungsvor-
rang.

8  Vgl. zu der gesamtschuldnerischen Haftung der Kartellanten gegenüber dem Gläubiger 
und den bereits hieraus resultierenden zuständigkeitsrechtlichen Schwierigkeiten EuGH, Ur-
teil v. 21.05.2015, Rs. C-352/13 (Cartel Damages Claims (CDC) Hydrogen Peroxide SA ./. 
Akzo Nobel NV u. a.), ECLI:EU:C:2015:335.
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„globalisierenden“ Fällen der Kapitalmarkthaftung9, wenn vertragliche An-
sprüche gegen die Hausbank oder Anlagegesellschaften mit deliktischen An-
sprüchen gegen Vermittler und andere Beteiligte zusammentreffen können.
Die verfahrensrechtliche Durchsetzung der Rückgriffsklage des leistenden 

Gesamtschuldners ist in vielen Aspekten noch ungeklärt; das Thema ist auch 
wissenschaftlich nicht umfassend aufgearbeitet.10 Auch die vereinzelte Recht-
sprechung im Zusammenhang mit Rückgriffsklagen zwischen Gesamtschuld-
nern hat bislang keine fundierte und einheitliche Linie erkennen lassen.11 Das 
gilt insbesondere für die Klage auf Grundlage des originären Ausgleichsan-
spruchs. Unklar ist bereits die dogmatische bzw. international-zivilverfahrens-
rechtliche Qualifikation des originären Ausgleichsanspruchs, der nicht auf einer 
Parteiabrede beruht und beruhen muss, sondern gesetzlich vorgesehen ist.12 Zu 
klären ist damit zum einen, wie die Klage aus originärem Ausgleichsanspruch 
in das Zuständigkeitssystem der EuGVVO zu integrieren ist.
Aber auch die Bestimmung der internationalen Zuständigkeit für eine Klage 

auf Grundlage der übergeleiteten Gläubigerforderung kann im Einzelnen 
Schwierigkeiten bereiten. Da der leistende Gesamtschuldner zu Rückgriffszwe-
cken die Gläubigerforderung erwirbt, stellt sich insbesondere die Frage, welche 
Auswirkungen der Gläubigerwechsel auf die internationale Zuständigkeit hat 
oder haben kann.
Die vorliegende Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, diesen sowie den weiteren 

offenen Fragen des Gesamtschuldnerrückgriffs im Zusammenhang nachzuge-
hen, die Entscheidungszuständigkeit für den Gesamtschuldnerrückgriff inner-
halb des Zuständigkeitsregime der EuGVVO zu untersuchen und zur Klärung 
der maßgeblichen Fragen beizutragen. Die Lücke in der wissenschaftlichen Be-
handlung des Themas soll geschlossen werden.

9  Vgl. hierzu z. B. jüngst EuGH, Urteil v. 28.01.2015, Rs. C-375/13 (Harald Kolassa ./. 
Barclays Bank plc), ECLI:EU:C:2015:37.

10  Monographisch behandelt, soweit ersichtlich, nur bei Thoma, Der internationaler Re-
gress, S.  199 ff.

11  Vgl. unten Teil 3 §  3: A. I., II. Das Urteil des EuGH in der Rechtssache Kareda (Urteil 
v. 15.06.2017, Rs. C-249/16 (Saale Kareda ./. Stefan Benkö), ECLI:EU:C:2017:472) klärt eini-
ge wichtige Teilaspekte für die Beurteilung der internationalen Zuständigkeit von Rück-
griffsklagen zwischen Gesamtschuldnern. Das Urteil beschränkt sich jedoch auf den Fall der 
vertraglichen Gesamtschuld (vgl. zu diesem Begriff Teil 1 §  1: B. II. 1.) und ist daher nur ein 
Schritt auf dem Weg zu einer abschließenden und umfassenden Klärung der Rechtsfrage. 
Vgl. zu dem Urteil des EuGH Lubrich, LMK 2017, 394823; Mankowski, EWiR 2017, 577.

12  Vgl nur Larenz, Lehrbuch des Schuldrechts, §  37 III, S.  643.



§  2: Gang der Darstellung

Die Arbeit gliedert sich in drei Hauptteile. Um die verfahrensrechtlichen Fragen 
sachgerecht erörtern zu können, werden im ersten Teil der Arbeit zunächst die 
Grundlagen des Gesamtschuldnerrückgriffs und des Zuständigkeitsregimes der 
EuGVVO erörtert. Dabei bildet §  426 BGB den maßgeblichen Ausgangspunkt. 
Zugleich versteht es sich von selbst, dass sich das Zuständigkeitsrecht für den 
Gesamtschuldnerrückgriff nicht nur bei §  426 BGB, sondern auch bei den in 
anderen Mitgliedstaaten bekannten Rückgriffsinstrumenten bewähren muss. 
Daher wird §  426 BGB innerhalb des ersten Teils auch in den rechtsvergleichen-
den Kontext eingebettet (unten §  1: C. III.). Damit kann zugleich eine Grundlage 
für eine europäisch-autonome Qualifikation geschaffen werden (vgl. dazu inbe-
sondere Teil 3 §  3: B.).
Sodann werden im zweiten Teil der Arbeit die Bedeutung der Streitverkün-

dung und der im deutschen Recht unbekannten Gewährleistungs- und Interven-
tionsklage (Art.  8 Nr.  2 EuGVVO) für den Gesamtschuldnerrückgriff unter-
sucht. Hierbei sollen zudem die Wertungen des Art.  8 Nr.  2 EuGVVO aufge-
zeigt werden, um sie anschließend für den dritten Teil der Arbeit fruchtbar 
machen zu können.
Der dritte Teil bildet den Kern der Arbeit. Er widmet sich vorrangig der ei-

genständigen, nicht bereits an den ursprünglichen Prozess des Gläubigers ange-
knüpften Rückgriffsklage und damit insbesondere der Frage nach der eingangs 
bereits aufgeworfenen verfahrensrechtlichen Qualifikation des originären Aus-
gleichsanspruchs. Daher wird in diesem Teil wiederum zwischen den beiden 
Rückgriffsmodi unterschieden. Gegenstand der Untersuchung in §  2 ist die zu 
Rückgriffszwecken übergeleitete Gläubigerforderung. Im Rahmen des §  3 wen-
det sich die Arbeit der eigenständigen Rückgriffsklage aus originärem Aus-
gleichsanspruch zu.
Die gewonnenen wesentlichen Erkenntnisse zum Gesamtschuldnerrückgriff 

im Zuständigkeitssystem der EuGVVO werden abschließend zusammengefasst.



Teil 1

Grundlagen





§  1: Dogmatische Grundlagen  
des Gesamtschuldnerrückgriffs

A. Der Begriff der Gesamtschuld

I. Die Gesamtschuld in der deutschen Rechtsordnung

Das deutsche Recht bezeichnet als Gesamtschuld gemäß §  421 BGB die Form 
einer Schuldnermehrheit, bei welcher alle Schuldner verpflichtet sind, die ganze 
Leistung zu bewirken, der Gläubiger die Leistung aber nur einmal zu fordern 
berechtigt ist. Abzugrenzen ist die Gesamtschuld von anderen Formen der 
Schuldnermehrheit: der gesetzlich geregelten Teilschuld (§  420 BGB)1 und der 
gesetzlich nicht geregelten, aber allgemein anerkannten gemeinschaftlichen 
Schuld2.3 Wesensmerkmal der Gesamtschuld ist das Recht des Gläubigers, die 
gesamte Leistung von jedem einzelnen Schuldner verlangen zu können, wohin-

1  Die Teilschuld ist wohl auch in allen anderen europäischen Rechtsordnungen bekannt 
und gesetzlich normiert. Vgl. nur §  889 S.  1 ABGB, Art.  1314 ital. C.c., Art.  1217 franz. C.c., 
Art.  1138 span. C.c sowie die weiteren Nachweise bei von Bar/Zimmermann, Grundregeln 
des Europäischen Vertragsrechts Teil III, Art.  10:101, S.  633.

2  Vgl. nur Looschelders, in: Staudinger, BGB, Vorbemerkungen zu §§  420–432 Rdnr.  73 ff. 
Den anderen europäischen Rechtsordnungen ist die gemeinschaftliche Schuld als solche 
wohl eher fremd, vgl. von Bar/Zimmermann, Grundregeln des Europäischen Vertragsrechts 
Teil III, 2005, Art.  10:101, S.  632 f. Obgleich sich in den übrigen europäischen Rechtsordnun-
gen teilweise spezielle Regelungen für unteilbare Verbindlichkeiten finden, die sich mit den 
Wirkungen der gemeinschaftlichen Schuld überschneiden. Kritisch zu dieser dritten Form 
der Schuldnermehrheit im deutschen Recht Meier, in: HKK, BGB, §§  420–432/I Rdnr.  96 ff.

3  Die Konstellationen der Mehrheit von Schuldnern werden von diesen drei Typen (Ge-
samtschuld, Teilschuld und gemeinschaftliche Schuld) nicht abschließend erfasst. Eine 
Mehrheit von Schuldnern kann schon dann bestehen, wenn ein Verkäufer z. B. durch Bestel-
lungen einer Sache bei mehreren Lieferanten seinen Bedarf an diesem Produkt decken möch-
te. Einer gesetzlichen Regelung bedürfen aber nur die Fälle, in denen die Mehrheit der 
Schuldner Auswirkungen auf die jeweiligen Verpflichtungen haben kann. Eine Einwirkung 
der einzelnen Schulden aufeinander steht neben der Gesamtschuld auch bei der Teilschuld 
und der gemeinschaftlichen Schuld in Frage, weshalb auch nur diese Fälle der Schuldner-
mehrheiten einer gesetzlichen Regelung und Abgrenzung bedürfen. Vgl. zu dieser Einteilung 
auch Art.  10:101 PECL und III.-4:102 DCFR.
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gegen bei der Teilschuld die Schuldner nur für einen Teil, nicht aber auf die 
ganze Schuld in Anspruch genommen werden können. Bei einer gemeinschaft-
lichen Schuld kann der Gläubiger die Erbringung der Leistung von den Schuld-
nern nur gemeinsam verlangen.
Mit dem Recht des Gläubigers, bei einer Gesamtschuld von einem Schuldner 

die ganze Leistung verlangen zu können, ist nicht zugleich die Pflicht verbun-
den, nur einen der Schuldner in Anspruch zu nehmen. Dem Gläubiger steht 
vielmehr nach §  421 Satz  1 BGB die Möglichkeit offen, entweder die gesamte 
Leistung oder aber nur einen Teil von einem Schuldner zu verlangen. Er kann 
unter den Gesamtschuldnern einen für sein Anspruchsbegehren günstigen 
Schuldner auswählen. In erster Linie wird die Leistungsfähigkeit der Schuldner 
das maßgebliche Auswahlkriterium für den Gläubiger sein. Der Gläubiger kann 
sich an einen solventen Schuldner halten und trägt nicht das Risiko der Insol-
venz eines der anderen Schuldner.4 Das Insolvenzrisiko wird in das Innenver-
hältnis zwischen den Gesamtschuldnern verlagert, §  426 Abs.  1 Satz  2 BGB.5 
Zu Recht wird die Stellung des Gläubigers einer Gesamtschuld daher, wenn 
vielleicht auch etwas unglücklich, als „Paschastellung“ bezeichnet.6 In die Wahl 
des Gläubigers, welchen Schuldner er in Anspruch nehmen möchte, können ne-
ben der Solvenz auch weitere Kriterien einfließen. Befürchtet der Gläubiger, 
dass er seinen Anspruch gerichtlich geltend machen muss, wird er den Gerichts-
stand, an dem er Klage gegen die einzelnen Schuldner erheben kann, bei seiner 
Entscheidung berücksichtigen. Dies gilt insbesondere dann, wenn ein internati-
onaler Sachverhalt vorliegt und damit nicht nur die Frage nach der örtlichen, 
sondern auch der internationalen Zuständigkeit im Raum steht.7

Zwischen dem Gläubiger und den einzelnen Schuldnern bestehen jeweils ei-
gene und selbständige Schuldverhältnisse, aus denen ein eigenes Forderungs-
recht des Gläubigers resultiert. Die einzelnen Schuldverhältnisse zwischen dem 
Gläubiger und den Schuldnern werden jedoch durch das übergeordnete Gesamt-
schuldverhältnis zusammengefasst und den Rechtsfolgen des §§  422–426 BGB 
unterworfen.8 Wird der Gläubiger von einem der Schuldner befriedigt, verliert 
er gegenüber den anderen Gesamtschuldnern sein Forderungsrecht. Die Leis-

4  So auch schon Selb, Mehrheiten von Gläubigern und Schuldnern, §  7 I, S.  90.
5  Vgl. nur Bydlinski, in: MünchKomm, BGB, §  421 Rdnr.  2; Esser/Schmidt, Schuldrecht 

Band I, §  39, S.  341; Looschelders, in: Staudinger, BGB, §  426 Rdnr.  126.
6  Heck, Grundriß des Schuldrechts, §  76 4a: „Der Gläubiger ist gewissermaßen ein juris-

tischer Pascha.“ Der Begriff der „Paschastellung“ hat sich seitdem als Bild etabliert, vgl. nur: 
Grüneberg, in: Palandt, BGB, §  421 BGB Rdnr.  1; Looschelders, in: Staudinger, BGB, §  421 
Rdnr.  2; Schmidt-Kessel, in: Staudinger, BGB, Eckpfeiler des Zivilrechts, H Rdnr.  96; Stür-
ner, in: Jauernig, BGB, §  421 Rdnr.  10.

7  Zu der Bedeutung der internationalen Zuständigkeit vgl. unten Teil 1 §  2: A.
8  Larenz, Lehrbuch des Schuldrechts I, §  37 II, S.  638.
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